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JUBILÄUMS-TOURNEE

Neues Zelt  
für Circus Knie
RAPPERSWIL | Der Schweizer 
National-Circus Knie hat eine 
treue Fangemeinde: In einem 
Crowdfunding sind über 
250 000 Franken für ein neu-
es Zirkuszelt zusammenge-
kommen. Mit dem neuen 
«Chapiteau» geht der Zirkus 
ab März auf Jubiläums-Tour-
nee. Der Schweizer National-
Circus Knie feiert 2019 sein 
100-Jahr-Jubiläum. Zum run-
den Geburtstag wünschte 
sich der Zirkus ein neues Zelt. 
«Wir sind mit dem Crowdfun-
ding für das Zirkuszelt neue 
und moderne Wege gegangen 
und es hat sich gelohnt», wird 
Zirkusdirektor Fredy Knie jun. 
am Dienstag in einer Medien-
mitteilung zitiert. Nur wenige 
Stunden vorher ging die 
Schwarmfinanzierung für das 
neue «Chapiteau» zu Ende: 
Innerhalb von vier Monaten 
haben Zirkusbegeisterte Bei-
träge von insgesamt 254 101 
Franken zugesagt. Das Finan-
zierungsziel von 250 000 
Franken wurde damit über-
troffen. Total haben sich  
498 Personen am Crowdfun-
ding beteiligt. Sie seien nun 
Teil des Circus Knie, heisst es 
in der Mitteilung weiter. Es 
gab Beiträge von fünf Franken 
bis zu mehreren Tausend 
Franken. 104 Unterstützer 
werden namentlich auf dem 
neuen Zelt verewigt.
Die neue Zeltblache kostet 
250 000 Franken. Jeder 
 zusätzliche Franken soll in 
weitere Supplements für das 
neue Zirkuszelt, wie zum 
 Beispiel neue Stühle, inves-
tiert werden. Ab März 2019 
geht der Schweizer National-
Circus mit dem neuen Zelt 
auf Tournee quer durch die 
Schweiz.  sda

Bern | Die Zersiedelungsinitiative verlangt Begrenzung der Baufläche

Nicht zubetonieren
Die Baufläche in der 
Schweiz soll begrenzt 
werden. Das fordern die 
Jungen Grünen mit der 
Zersiedelungsinitiative, 
über die am 10. Februar 
abgestimmt wird. Am 
Dienstag hat das Pro-Ko-
mitee den Abstimmungs-
kampf eröffnet.

Jeden Tag werde in der Schweiz 
eine Fläche von acht Fussball-
feldern verbaut, sagte Luzian 
Franzini, Co-Präsident der Jun-
gen Grünen, vor den Medien 
Jede Sekunde gehe ein Quad-
ratmeter Grünfläche verloren.

Mit der Initiative «Zersie-
delung stoppen – für eine 
nachhaltige Siedlungsent-
wicklung» (Zersiedelungsini-
tiative) soll diese Entwicklung 
gestoppt werden. Bei einem Ja 
müssten Neueinzonungen 
von Bauflächen durch Rück-
zonungen an einem anderen 
Ort kompensiert werden. Die 
Bauzonen würden nicht ein-
gefroren, sagte Franzini. Sie 
könnten dorthin verschoben 
werden, wo sie gebraucht 
würden. Heute bestünden 
Baulandreserven von 400 
Quadratkilometern.

Über die Kantonsgrenzen 
hinaus
Wie der Mechanismus zur 
Kompensation genau ausgestal-
tet werden soll, lässt die Initia-
tive offen. Den Initianten 
schwebt vor, dass Gemeinden 
Bauland untereinander abtau-
schen könnten. Entsprechende 
Instrumente würden in einzel-
nen Kantonen bereits entwi-
ckelt, halten sie fest.

Einen ähnlichen Mechanis-
mus bräuchte es auf Bundes-
ebene, damit die Kompensa-
tion über die Kantonsgrenzen 
hinaus möglich wäre, sagte 
Bastien Girod, Nationalrat der 
Grünen (ZH). Das Parlament 
würde bei der Umsetzung mit 
Sicherheit dafür sorgen, dass 
regionale Entwicklung mög-
lich bliebe.

Raumplanungsgesetz 
ungenügend
Fest steht für die Initianten, 
dass das revidierte Raumpla-
nungsgesetz nicht genügt, 
um die Zersiedelung zu stop-
pen. Zwar werde in gewissen 
Kantonen weniger zerstreut 
gebaut, namentlich im Wal-
lis, sagte Girod. Die Verbau-
ung von Grünflächen gehe 
aber ungebremst weiter, ins-
besondere im Mittelland.

Gemäss dem geltenden Ge-
setz dürfe nämlich neues 
Land eingezont werden, so-
bald für einen Planungshori-
zont von 15 Jahren Bedarf an 
Bauland nachgewiesen werde. 
Auch die geplante nächste Ge-
setzesrevision sei keine Alter-
native zur Initiative.

Nicht jedes Maiensäss 
umbauen
Mit dem heutigen Parlament 
bestehe vielmehr die Gefahr, 
dass das Bauen ausserhalb der 
Bauzonen weiter vereinfacht 
und jedes Maiensäss in einen 
Ponyhof umgebaut werde, 
sagte Girod. Bei einem Ja zur 
Initiative dürften ausserhalb 
der Bauzone ausschliesslich 
Bauten für die bodenabhängi-
ge Landwirtschaft oder von 

öffentlichem Interesse bewil-
ligt werden. Ausserdem wür-
de in der Bundesverfassung 
verankert, dass nachhaltige 
Formen des Wohnens geför-
dert werden. Der effizientere 
und sinnvollere Umgang mit 
den Bauzonen werde auch die 
Situation auf dem Wohnungs-
markt verbessern, betonte 
Kevin Morisod, Co-Präsident 
der Jungen Grünen.

Bevölkerung unzufrieden
SP-Nationalrat Thomas Hardeg-
ger (ZH) wies auf Umfragen 
und Abstimmungen in Kanto-
nen und Gemeinden hin. Diese 
zeigten, dass die Bevölkerung 

unzufrieden sei mit den gelten-
den Regeln. Im Kanton Zürich 
wurde 2012 die Kulturlandini-
tiative angenommen, was zu 
einem fünfjährigen Einzo-
nungsmoratorium führte. «Der 
Kanton Zürich existiert immer 
noch», stellte Hardegger fest. 
Der Wert der eingezonten, 
schlecht ausgenutzten Areale 
habe einen höheren Stellen-
wert erhalten und zur effizien-
teren Nutzung des aktuellen 
Siedlungsgebietes beigetragen.

Notbremse ziehen
«Niemand behauptet, die Zer-
siedelungsinitiative wäre ein-
fach, umzusetzen», räumte 

Hardegger ein. Doch nur mit 
einem Einzonungsmorato-
rium würden Bundesrat und 
Parlament gezwungen, Kultur-
land und Landschaften zu 
schützen. Mit der Zersiede-
lungsinitiative werde die Not-
bremse gezogen.

Es seien genügend unterbe-
nutzte Zonen und Industriebra-
chen vorhanden, die teilweise 
bereits gut mit dem öffentli-
chen Verkehr erschlossen sei-
en. Nötig sei jedoch eine regio-
nale Betrachtungsweise.

«Nicht jede Kleinstgemein-
de braucht eine Industriezone, 
ein Einkaufszentrum und ein 
Villenviertel.» sda

Befürworter. Markus Schwegler, Kevin Morisod, Lisa Mazzone, Luzian Franzini, Thomas Hardegger 
und Bastien Giroud, von links, sind die Vertreter der überparteilichen Abstimmungsallianz  
für die Zersiedlungsinitiative. FOTO KEYSTONE

Bern | Wirtschaftsvertreter warnen vor der Zersiedelungsinitiative

«Initiative ist überflüssig und unnütz»
Die Zersiedelungsinitiative der 
Jungen Grünen ist aus Sicht 
von Wirtschaftsvertretern und 
bürgerlichen Politikern über-
flüssig und unnütz. Ein Ja am 
10. Februar würde in manchen 
Regionen zu einem Entwick-
lungsstopp führen, warnen  
die Gegner.

«Niemand ist für Zersiedelung», sagte 
Corinne Aeberhard, Kampagnenleite-
rin beim Schweizerischen Gewerbe-
verband (sgv), am Dienstag vor den 
Medien in Bern. Die Initiative sei je-
doch radikal und entwicklungshem-
mend. Ein starrer Bauzonen-Stopp 
lasse die Bedürfnisse von Bevölkerung 
und Wirtschaft ausser Acht. Die Ini-
tiative fordert, dass Neueinzonungen 
von Bauflächen durch Rückzonungen 
an einem anderen Ort kompensiert 
werden müssen. Aus Sicht der Gegner 
würde ein Ja zu einem Mangel an 
Wohn- und Wirtschaftsraum und zu 
höheren Preisen führen.

Stadt- oder Landflucht
Der jungfreisinnige Unternehmer Le-
roy Bächtold warnte vor einem Raum-
planungswettbewerb zwischen den 
Kantonen. Zudem könnten Unterneh-
men ins Ausland abwandern – oder 
von städtischen in ländliche Gebiete, 
da letztere noch unerschlossene Bau-
zonen hätten.

Gegenteilige Befürchtungen hegt 
Christine Bulliard-Marbach, Freibur-
ger CVP-Nationalrätin und Präsiden-
tin der Schweizerischen Arbeitsge-
meinschaft der Berggebiete: Der An-

reiz zur Landflucht in Richtung Bal-
lungszentren des Mittellandes würde 
sich dramatisch erhöhen, sagte sie.

Schlag für Berggebiete
Auch der Walliser SVP-Nationalrat und 
Gemeindepräsident Franz Ruppen 
sieht die Entwicklung in den Berggebie-
ten gefährdet. Grössere Infrastruktur- 
oder Tourismusprojekte könnten nicht 
mehr durchgeführt werden, sagte er. 
Nach der Annahme der Zweitwoh-
nungsinitiative wäre ein Ja zur Zersie-
delungsinitiative für die Berggebiete 
ein weiterer Schlag. Ruppen gab auch 
zu bedenken, dass Raumplanung eine 
langfristige Angelegenheit sei. Die Um-
setzung des revidierten Raumpla-
nungsgesetzes, das 2014 in Kraft getre-
ten ist, sei auf Gemeindeebene noch in 
Gang. Mitten in diesem Prozess dürften 
die  Bun desvorgaben nicht radikal ver-
ändert werden. Weiter wies Ruppen  
auf das Bevölkerungswachstum hin. 
Man könne diesem nicht freien Lauf 
lassen und gleichzeitig die Bauzonen 
einfrieren.

Nicht umsetzbar
Dass Gemeinden oder Kantone ohne 
Baulandreserven das Recht auf Neu-
einzonungen von Gemeinden oder 
Kantonen mit Reserven erwerben 
könnten, ändert für die Gegner nichts. 
Würde im Wallis Bauland ausgezont, 
damit in Zürich Neueinzonungen mög-
lich wären, würde das den Zu-
sammenhalt des Landes gefährden, 
sagte Ruppen. «Stellen Sie sich vor, was 
da los wäre.» So etwas sei nicht umsetz-
bar. Die Thurgauer SVP-Nationalrätin 

und Unternehmerin Diana Gutjahr 
sagte, es drohten Rechtsunsicherheit 
und «orientierungslose Zustände bei 
allen Beteiligten». Wer die Zersiede-
lung stoppen wolle, sollte sich für die 
Vereinfachung von Bauvorschriften in 
bereits bebauten Zonen einsetzen. Die 
Initiative aber wolle ein absolutes Mo-
ratorium. «Sie diktiert uns zentral for-
mulierte Vorschriften, wie wir zu woh-
nen und zu leben haben, sowie wie und 
wo wir arbeiten müssen.»

Unterschiede berücksichtigen
Fabio Regazzi, CVP-Nationalrat und 
Präsident des Tessiner Industriever-
bandes, kritisierte insbesondere, dass 
die Initiative die Schweiz als eine ein-
zige Region betrachte und die Unter-
schiede missachte. Der Kanton Tessin 
und seine Wirtschaft stünden in di-
rektem Wettbewerb zu Italien. Zwan-
zig Kilometer südlich von Lugano sei-
en die Bodenpreise aber zehn bis 
zwanzig Mal tiefer. Bei einem Ja zur 

Initiative würde vor allem die Indust-
rie bestraft, die naturgemäss mehr 
Raum benötige als andere Branchen.

Aus Sicht der Gegnerinnen und 
Gegner stellt die Initiative auch einen 
«schlimmen Eingriff» in die Kompe-
tenzen der Kantone und Gemeinden 
dar, wie es Bulliard-Marbach formu-
lierte. Die Zersiedelung sei ein Prob-
lem, aber die Initiative verhinde- 
re die Suche nach differenzierten 
 Lösungen.  sda

Gegnerkomitee. Leroy Bächtold, Christine Bulliard-Marbach, Diana Gutjahr,  Fabio Regazzi und Franz Ruppen äussern 
sich gegen die Zersiedelungsinitiative.  FOTO KEYSTONE


